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Vorwort 

Die Juristische Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen hat die vorliegende Untersuchung im Sommersemester 1970 als 
Dissertation angenommen. Das Manuskript wurde im Februar 1970 ab-
geschlossen; neue Äußerungen zu dem Themenkreis konnten noch bis 
Sommer 1970 berücksichtigt werden. 

Herzlich danke ich meinem verehrten Lehrer, Herrn Privatdozent 
Dr. Heinrich Scholler, für die Anregung zu dieser Arbeit und für seine 
verständnisvolle Anleitung und Betreuung. Der Freistaat Bayern hat 
mir über die Münchner Universität dankenswerterweise einen groß-
zügigen Druckkostenzuschuß gewährt. Für die Aufnahme der Arbeit in 
die "Berliner Abhandlungen zum Presserecht" danke ich den Herren 
Professoren Dr. Kar! August Bettermann, Dr. Ernst E. Hirsch und 
Dr. Peter Lerche sowie Herrn Ministerialrat a. D. Dr. J. Broermann. 

München, im März 1971 
Wolfgang Kunert 
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Einleitung 

In den vergangenen Jahren hat eine mitunter recht erregte Diskus-
sion bewirkt, daß die Kommunikationsfreiheiten des Art. 5 des Grund-
gesetzes1 nicht mehr allein wegen und im Rahmen der in ihrer Wahr-
nehmung übermittelten Inhalte selbst von Bedeutung waren, die öf-
fentliche Auseinandersetzung hat vielmehr auch den Blick auf die Sub-
jekte dieser Freiheiten, auf die tatsächlichen Umstände, auf die Mög-
lichkeiten wie auf die Schwierigkeiten und Hindernisse dieser Frei-
heitsaktivierung gelenkt und so viele der Bedingungen, der faktischen 
und rechtlichen Voraussetzungen ungehinderter Information und Mei-
nungsbildung freigelegt. 

Das Herstellen von Zeitungen und das Veranstalten von Rundfunk-
und Fernsehsendungen wurden nicht mehr nur als rein technische Vor-
gänge und Mittel zum publizistischen Zweck, deren Bedeutung hinter 
der eigentlichen Kundgabe und Wahrnehmung der Informationsinhalte 
selbst weit zurücksteht, betrachtet, sondern man mußte ihnen einen 
Eigenwert zuerkennen, der Arbeit und Aufgabe der Medien nicht un-
beeinflußt läßt, ja der manchen Stellungnahmen zufolge sogar die aus-
schlaggebende Rolle spielen soll. 

Bevor sich noch die Aufmerksamkeit den Problemen der Presse-
konzentration zuwandte, war das Verhältnis der Massenmedien Presse, 
Rundfunk/Fernsehen, Film untereinander, die Frage ihrer gegenseiti-
gen Wettbewerbsbeziehungen und hier auftretender Behinderungen 
und Verzerrungen in den Vordergrund gerückt und nach pointierten 
Äußerungen der betroffenen Kreise zum Gegenstand der Untersuchung 
durch eine von der Bundesregierung nach Beschluß des Bundestags ein-
gesetzte Kommission gemacht worden2• 

Im Jahre 1968 legte die ein Jahr zuvor installierte Pressekommission 
ihren Schlußbericht über die "Untersuchung der Gefährdung der wirt-
schaftlichen Existenz von Presseunternehmen und der Folgen der Kon-
zentration für die Meinungsfreiheit in der Bundesrepublik Deutsch-

1 Artikel ohne Angabe eines Gesetzes sind im folgenden stets solche des 
Grundgesetzes. 

2 Vgl. hierzu, zu den Arbeiten der weiteren Kommissionen und zur parla-
mentarischen Diskussion die Dokumentation von Kieslich, Publizistik 68, 
180 ff.; i. ü. werden die verschiedenen Beiträge und Verlautbarungen im 
Laufe dieser Erörterung genannt werden. 
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land" vor und bereicherte die inzwischen schon sehr lebhafte Diskus-
sion über Ursachen und Folgen der Pressekonzentration und die Mög-
lichkeiten, ihr Einhalt zu gebieten, um weitere Einzelheiten und Vor-
schläge. 

In der Folgezeit forderte der Kommissionsbericht zwar verschiedene 
Stellungnahmen und kritische Äußerungen heraus, eine wesentliche, 
entscheidende Reaktion des Gesetzgebers blieb indes in der fünften 
Legislaturperiode aus. überhaupt wurde es im vergangenen Jahr um 
das Thema Pressekonzentration merklich stiller - während allerdings 
die Konzentration selbst durchaus fortgeschritten ist und in manchen 
Fällen bereits den intramediären Bezug im Hinblick auf neue 
technische Möglichkeiten und Errungenschaften der audiovisuellen 
Massenkommunikation zu verlassen scheint. 

Aufgabe der hier vorgelegten überlegungen ist es, die - übrigens 
keineswegs auf die Bundesrepublik beschränkte - Konzentration im 
Pressewesen aus der Sicht des Verfassungsrechts zu beleuchten. Nach 
einer Bestandsaufnahme dieses Phänomens, nach einem Blick auf seine 
Ursachen, die möglichen bzw. schon eingetretenen Folgen und die Vor-
schläge zur Verbesserung dieser Situation sollen die für den Komplex 
"Freie Presse" einschlägigen Verfassungssätze auf ihren Beitrag zur 
Lösung der Konzentrationsproblematik untersucht werden. Nachdem 
über Umfang und Richtung dieser Gewährleistungen Klarheit gewon-
nen ist, wird sich die Arbeit den einzelnen Möglichkeiten zur Entzer-
rung der Verhältnisse im Pressewesen zuwenden und sie im Blick auf 
die verfassungsrechtlichen Grundlagen würdigen. 

Auf diese Weise kann Aufschluß über die Voraussetzungen und den 
zulässigen Umfang einer Konzentrationsgesetzgebung gewonnen wer-
den, ohne daß allerdings ein ganz bestimmtes Gesetzgebungsprogramm 
oder gar ein entsprechender Entwurf vorgelegt werden soll. Wie sich 
zeigen wird, steht dem Gesetzgeber im Bund und in den Ländern dies-
bezüglich ein nicht geringes Instrumentarium zur Verfügung, aus dem 
einzelne Maßnahmen - teils alternativ, teils kumulativ - auszuwäh-
len sind. Der Gesetzgeber kann sich hierbei von der Einsicht leiten 
lassen, daß die Meinungsfreiheit - und mit ihr wohl auch die Presse-
freiheit - in ständig steigendem Maße auf Interesse und Anteilnahme 
in der Bevölkerung zählen kann und von ihr als ein besonders wichtiges 
Grundrecht angesehen wird3• 

3 Vgl. hierzu die Untersuchungen des Bielefelder Emnid-Instituts, ver-
öffentlicht in ZVZV 68, 355. 



1. Kapitel 

Die Konzentration im Pressewesen 

I. Zum Begriff "Pressekonzentration" 

Der ökonomische Begriff der Konzentration, der sowohl einen Zu-
stand wie eine Entwicklung bezeichnen kann, spricht in einem umfas-
senden Sinn eine wirtschaftliche Ballung1 oder Verdichtung2 an, durch 
die Eigentum und Verfügungsrnacht einzelner Personen oder Unterneh-
men zunehmen. Dieser Vorgang schlägt sich entweder in einem gegen-
über den sonstigen Mitbewerbern relativ stärkeren Wachstum, das 
seinerseits aber nicht zu einer Beschränkung der Entfaltungsmöglich-
keiten jener führen muß3, nieder oder es führt zu irgendwie gearteten 
Zusammenschlüssen bestehender Produktionseinheiten4, 5. 

Auf dem Pressesektor kann man demnach dann von einer Konzentra-
tion sprechen, wenn sich die Struktur des Pressewesens dadurch ver-
ändert (hat), daß der Anteil einzelner Presseunternehmen an der ge-
samten Presseproduktion überproportional wächst (gewachsen ist) oder 
daß die Zahl der Presseunternehmen als Folge von Unternehmenszu-
sammenschlüssen oder Einstellungen sinkt (gesunken ist)6. 

Eine solche begriffliche Abgrenzung wird für eine allgemeine ökono-
mische Statistik, die - etwa zur Erhellung der Wirtschaftsstruktur -
ein Presseunternehmen wie ein beliebiges Unternehmen eines anderen 
Wirtschaftszweiges aufführt, einen annehmbaren Rahmen abgeben. Sie 
bedarf jedoch dann mancher Korrekturen, wenn sie dazu dienen soll, 
spezielle publizistische, also nichtwirtschaftliche Probleme zu erhellen. 

1 H. Arndt, Konzentration, S. 6. 
2 J. H. Müller, Staatslexikon Bd. V, "Konzentration", Sp. 16 f. 
3 In diesem Falle wird dann allerdings mitunter nur von einer Konzentra-

tion "im weiteren Sinn" gesprochen, vgl. Nachw. bei H. Arndt, a.a.O., S. 4. 
4 Damit wird i. d. R. eine Verringerung der den Wirtschaftsablauf konsti-

tuierenden Pläne einhergehen, worin Lenel, Ursachen der Konzentration, 
S. 2 f., basierend auf Gedanken Euckens, das Wesen der Konzentration er-
blickt; ähnlich stellt Marbach, Die Wirtschaftskonzentration, S. 27, auf die 
Abnahme der Zahl der Wirtschaftseinheiten ab. 

5 In diesen beiden Spielarten der Konzentration klingen die Begriffe 
Marx' "Akkumulation" und "Zentralisation" an; s. dazu H. Arndt, a.a.O., S. 4. 

6 Vgl. auch Küble - Simitis, JZ 69, 445 (446). 


